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 (bei Antwort bitte GZ und DOK angeben) 

Mit Urteil vom 6. Juni 2012 (BStBl II, Seite xxx) hat der BFH entschieden, dass in der Bilanz 
einer als Großbetrieb im Sinne von § 3 BpO eingestuften Kapitalgesellschaft Rückstellungen 
für im Zusammenhang mit einer Außenprüfung bestehende Mitwirkungspflichten gemäß 
§ 200 AO grundsätzlich zu bilden sind, soweit diese die am jeweiligen Bilanzstichtag bereits 
abgelaufenen Wirtschaftsjahre (Prüfungsjahre) betreffen. Die Passivierung einer Rückstellung 
für diese Kosten sei auch vor Erlass einer Prüfungsanordnung möglich.  
 
Der BFH ließ mangels Entscheidungserheblichkeit die Frage offen, ob eine Rückstellung für 
Betriebsprüfungskosten auch bei nicht anschlussgeprüften Steuerpflichtigen gebildet werden 
dürfe. Für diese Steuerpflichtigen kommt die Regelung des § 4 Absatz 2 BpO nicht zur An-
wendung. Ebenso blieb mangels Entscheidungserheblichkeit offen, welche Kosten bei der 
Bewertung der Rückstellung zu berücksichtigen sind.  
 
Auf Grundlage der Erörterung der obersten Finanzbehörden des Bundes und der Länder gilt 
für alle noch offenen Fälle Folgendes: 
 
Die Grundsätze des BFH-Urteils vom 6. Juni 2012 sind über den entschiedenen Einzelfall 
hinaus allgemein anzuwenden. 
 



 
Seite 2  Für Steuerpflichtige, bei denen eine Anschlussprüfung i. S. d. § 4 Absatz 2 BpO nicht in 

Betracht kommt, gelten die Grundsätze des BFH-Urteils nicht. Die Soll-Vorgabe des § 4 
Absatz 2 BpO war ein tragender Grund für den BFH, um von einer hinreichend bestimmten, 
sanktionsbewehrten Verpflichtung auszugehen, bei der die Inanspruchnahme überwiegend 
wahrscheinlich ist. Somit kommt die Passivierung einer Rückstellung für Kosten, die in 
Zusammenhang mit einer zukünftigen möglichen Betriebsprüfung stehen, bei Steuerpflichti-
gen, die nicht vom Anwendungsbereich des § 4 Absatz 2 BpO umfasst sind, nicht in Betracht.  
 
In die Rückstellung dürfen nur die Aufwendungen einbezogen werden, die in direktem Zu-
sammenhang mit der Durchführung einer zu erwartenden Betriebsprüfung stehen. Hierzu 
zählen beispielsweise die Kosten, die für die Inanspruchnahme rechtlicher oder steuerlicher 
Beratung zur Durchführung einer Betriebsprüfung entstehen. Nicht einzubeziehen sind insbe-
sondere die allgemeinen Verwaltungskosten, die bei der Verpflichtung zur Aufbewahrung von 
Geschäftsunterlagen gemäß § 257 HGB und § 147 AO, der Verpflichtung zur Erstellung des 
Jahresabschlusses und der Verpflichtung zur Anpassung des betrieblichen EDV-Systems an 
die Grundsätze zum Datenzugriff und zur Prüfbarkeit digitaler Unterlagen (GDPdU) berück-
sichtigt worden sind. 
 
Die Rückstellung für diese Mitwirkungsverpflichtung zur Durchführung einer Betriebs-
prüfung ist als Sachleistungsverpflichtung gemäß § 6 Absatz 1 Nummer 3a Buchstabe b EStG 
mit den Einzelkosten und den angemessenen Teilen der notwendigen Gemeinkosten zu 
bewerten und nach Buchstabe e abzuzinsen. 
 
Zeitliche Anwendung: 
Dieses BMF-Schreiben ist in allen offenen Fällen anzuwenden. Die Regelungen zur Bilanz-
berichtigung gemäß R 4.4 Absatz 1 Sätze 3 bis 10 EStR sind zu beachten.  
 
Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt veröffentlicht. Es steht ab sofort auf den Internet-
Seiten des Bundesministerium der Finanzen unter der Rubrik Wirtschaft und Verwaltung - 
Steuern - Veröffentlichung zu Steuerarten - Einkommensteuer - 
(http://www.bundesfinanzministerium.de zur Ansicht und zum Abruf bereit. 
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